Anlage 4

Antrag auf Bestimmung des Fahrweges nach 8 35 Abs. 3 der GGVSEB

(Name und Anschrift des Antragstellers)

An die StraRenverkehrsbehorde?

( ) s (Beladung)
( ) e ——————- (Entladung)
( ) s (Endender Autobahnabschnitt)

Betr.:  Antrag auf Bestimmung des Fahrweges nach 8§ 35 Abs. 3 GGVSEB

1. Folgende gefahrliche Guter sollen beférdert werden:
............................ Gefahrzettel (Klasse).......... ggf. Verpackungsgruppe......

(UN-Nummer und Benennung des Gutes)

............................ Gefahrzettel (Klasse)....... ggf. Verpackungsgruppe......

(UN-Nummer und Benennung des Gutes)

............................ Gefahrzettel (Klasse)....... ggf. Verpackungsgruppe.......

(UN-Nummer und Benennung des Gutes)

2. Beladestelle

(Gemeinde, Stral3e, Hausnummer, ggf. sonstige Lagebeschreibung)

3. Entladestelle

(Gemeinde, Stral3e, Hausnummer, ggf. sonstige Lagebeschreibung)

4. Die der Beladestelle (Nr. 2) nachstgelegene Autobahn-Anschlussstelle
5 Die der Entladestelle (Nr. 3) nachstgelegene Autobahn-Anschlussstelle
6. Vorschlag des Fahrweges zwischen der Beladestelle und der

nachstgelegenen Autobahn- Anschlussstelle

(Beschreibung des Fahrweges durch Angabe der StraRennamen oder -bezeichnungen, wie
beispielsweise Strallenklasse und -nummer)

7. Vorschlag des Fahrweges zwischen der der Entladestelle nachstgelegenen
Autobahn-Anschlussstelle und der Entladestelle

(Beschreibung des Fahrweges durch Angabe der StraRennamen oder -bezeichnungen, wie
beispielsweise Strallenklasse und -nummer)

8. Vorschlag des Fahrweges zwischen Autobahnabschnitten (nur bei
"unterbrochenen Autobahnen"))

(Beschreibung des Fahrweges durch Angabe der StraRennamen oder -bezeichnungen, wie
beispielsweise Strallenklasse und -nummer)




-2-

9. Zeitraum, in dem die Fahrwegbestimmung guiltig sein soll
(Ort, Datum) (Unterschrift)
D Liegen Be- und Entladestelle nicht im Bezirk ein und derselben StraRenverkehrsbehdrde, so ist jeweils

ein Antrag an die fir den Beladeort zusténdige StraBenverkehrsbehérde und an die fur den Entladeort
zustandige StralBenverkehrsbehdrde zu senden.

Bei grenziiberschreitenden Beférderungen Uber nicht an Autobahnen liegenden Grenziibergangsstellen
ist die StraRenverkehrsbehorde zustandig, in deren Bezirk die Grenziibergangsstelle der Einfahrt liegt.
Soll der Fahrweg zwischen zwei Autobahnabschnitten bestimmt werden, ist eine Antragsausfertigung an
die StraBenverkehrsbehdrde zu senden, in deren Bezirk der endende Autobahnabschnitt liegt.

Ist die Benutzung von Autobahnen unzumutbar (8§ 35 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 der GGVSEB), muss der Antrag
ausschlief3lich an die StralRenverkehrsbehdrde gerichtet werden, in deren Bezirk die Beladestelle liegt.

StralRenverkehrsbehorden sind in

Baden-Wiurttemberg die unteren Verwaltungsbehoérden (Landratsdmter und Stadtkreise);

Bayern die Landratsamter, kreisfreien Gemeinden und GroRRen Kreisstadte;

Berlin die Verkehrslenkung Berlin (VLB);

Brandenburg die Landkreise und kreisfreien Stadte als Kreisordnungsbehorde;

Bremen der Senator fur Wirtschaft und Hafen;

Hamburg die Behorde fir Inneres - Polizei -/- WSP 032 -;

Hessen die Landrate und (in den kreisfreien Stadten) die Oberbirgermeister;

Mecklenburg-Vorpommern die Landrate und in den kreisfreien Stadten die Oberbiirgermeister (Birgermeister);
Niedersachsen die Landkreise, kreisfreien Stadte und grof3en selbstédndigen Stédte und fur Bundesautobahnen
die Landesbehorde flir Strallenbau und Verkehr;

Nordrhein-Westfalen die Kreise und kreisfreien Stadte als Kreisordnungsbehérde;

Rheinland-Pfalz die Kreisverwaltungen, kreisfreien Stéadte und grofRen kreisangehérigen Stadte;

Sachsen die unteren Verwaltungsbehérden (Landratsdmter und Birgermeisteramter der kreisfreien Stadte);
Sachsen-Anhalt die unteren Verwaltungsbehérden (Landkreise und kreisfreien Stadte);

Saarland die unteren StralRenverkehrsbehdrden (bei den Landréten, dem Regionalverband Saarbriicken, der
Landeshauptstadt Saarbriicken sowie den Mittelstadten);

Schleswig-Holstein die Landrate und in den kreisfreien Stadten die Oberbiirgermeister (Blrgermeister);
Thiringen die kreisfreien Stédte und die GroRRen kreisangehérigen Stédte, die Stadte mit tiber 30 000

Einwohnern, und im Ubrigen die Landkreise - fir Bundesautobahnen das Landesamt fiir StraRenbau.



	Straßenverkehrsbehörden sind in

